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PRESSEMITTEILUNG 

BVG-URTEIL GIBT RÜCKENWIND FÜR 
WEITERENTWICKLUNG DER ÖKOSTEUER  

 

Mit der erfreulich deutlichen Bestätigung der ökologisch-sozialen 
Steuerreform durch das Bundesverfassungsgericht ist nach Auffassung 
des Fördervereins Ökologische Steuerreform (FÖS) nun der Weg frei 
für die schnelle Umsetzung weiterer Reformschritte. 

Das höchste deutsche Gericht hat ausdrücklich das Verfolgen positiver 
„Lenkungsziele“ für die Umwelt und die Entlastung des Faktors Arbeit 
durch die höhere Besteuerung von Energie als „unbedenklich“ 
bezeichnet. „Die gezielte Höherbelastung bestimmter steuerlicher 
Verbrauchstatbestände kann insbesondere auch durch umweltpolitische 
Zwecke gerechtfertigt werden“, urteilte das Gericht. 

„Damit ist die bisherige juristische Kritik der Gegner der Ökosteuer 
eindeutig widerlegt. Das Urteil gibt uns Rü-ckenwind für eine 
konsequente Weiterentwicklung der ökologischen und sozialen Steuer- 
und Finanzreform“ so FÖS-Vorsitzender Anselm Görres. 

Noch vor der Sommerpause sollten  daher die größten 
Ungleichbehandlungen der verschiedenen Verkehrsmittel beseitigt 
werden. „Der  gemeinsame Bundestagsantrag der Koalitionsfraktionen 
zur Senkung der Mehrwertsteuer für die Bahn und zur Einführung der 
Mehrwertsteuer auf Flugreisen ins Ausland,  sowie für die Besteuerung 
von Kerosin schafft fairen Wettbewerb und sollte auch durch die 
Opposition im Bundesrat nicht blockiert werden“, appellierte Görres. 
Nach Berechnungen des DIW gehen allein durch die 
Steuersubventionen des Flugverkehrs jährlich mehr als 2,7 Mrd. Euro 
verloren. Für den FÖS ist diese Initiative umso erfreulicher, da sie vom 
FÖS bereits im Januar 2004 den wesentlichen Entscheidungsträgern 
nahe gebracht wurde. 

„Die Bahn muss günstiger und das Fliegen teurer werden“, fordert Görres. Sollte der Gesetzesan-
trag Wirklichkeit werden, würde die Bahn um rund 200 Mio Euro jährlich entlastet. Der FÖS for-
dert, dass diese Entlastungen – wie von der Bahn AG versprochen – im vollen Umfang an die Kun-
den weitergegeben werden und die IC- und ICE-Tickets damit um 10 Prozent verbilligt werden. 

 Ebenfalls noch vor der Sommerpause muss eine grundlegende Reform der KFZ-Steuer bzw. der 
Straßenverkehrszulassungsordnung endlich angepackt werden. „Die Billigsteuer für die schweren 
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Geländewagen auf unseren Straßen ist ein Skandal“, so Görres. „Diese Spritschleudern können, 
wenn sie ein zulässiges Gesamtgewicht von mehr als 2,8 Tonnen aufweisen, als Nutzfahrzeuge zu-
gelassen werden. Dadurch sparen die schätzungsweise 170.000 Geländewagen durchschnittlich je-
weils über 700 Euro KFZ-Steuer. Dem Staat entgehen durch diese Steuersubvention für Gelände-
wagen Einnahmen von 120 Mio Euro. Um diese Subvention abzuschaffen, ist eine Änderung der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) notwendig. Aufgrund einer Gesetzeslücke können 
private Geländewagen, die als PKW aufgrund ihres hohen Schadstoffausstoßes nicht mehr zugelas-
sen werden könnten, weil sie die PKW-Norm Euro 3 nicht erfüllen, ab 2,8 Tonnen als Nutzfahrzeu-
ge registriert werden. 

„Aber auch die bisherige Ausrichtung am Hubraum ist keine geeignete Bemessungsgrundlage für 
die gewünschte ökologische Lenkungswirkung beim Autokauf“, so Görres. Der FÖS fordert daher 
eine Ökologisierung der KFZ-Steuer. Zum einen sollten die Steuersätze nach dem Schadstoffaus-
stoss – insbesondere den krebserregenden Partikelemissionen – weiter differenziert werden, um ei-
nen Anreiz zur Einführung des Partikelfilters bei Dieselfahrzeugen zu schaffen. Zum anderen sollte 
die Bemessungsgrundlage von Hubraum auf CO2-Emissionen umgestellt werden. So können bei 
der Kaufentscheidung umwelt- und wirtschaftspolitisch positive Wirkungen unterstützt werden. 

„Diese Umgestaltung der KFZ-Steuer muss nach unserer Ansicht mit der Abschaffung der Subven-
tion für Dieselkraftstoffe einhergehen“, erläuterte Görres. Im  Vergleich zu Benzin wird heute jeder 
Liter Diesel mit 18 Cents steuerlich subventioniert. Denn um diesen Betrag ist die Mineralölsteuer 
für Diesel geringer als für Benzin. 

Da die heutigen KFZ-Steuern Dieselfahrzeuge höher belasten, müssen die Reform der KFZ-Steuer 
und die Abschaffung der Dieselsubventionen bei der Mineralölsteuer Hand in Hand gehen. 


